
Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1  BauGB)

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

Allgemein zulässig sind:
1. Wohhngebäude,
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften

sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.
4. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
5. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
6. Anlagen für Verwaltungen.

Nicht zulässig sind:
1. Gartenbaubetriebe,
2. Tankstellen.

Mischgebiete
(§ 6 BauNVO)

Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das
Wohnen nicht wesentlich stören.

Allgemein zulässig sind:
1. Wohngebäude,
2. Geschäfts- und Bürogebäude,
3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des

Beherbergungsgewerbes,
4. sonstige Gewerbebetriebe,
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und

sportliche Zwecke,
6. Gartenbaubetriebe.

Nicht zulässig sind:
1. Tankstellen,
2. Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 in den Teilen des Gebiets, die

überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind,
3. Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 außerhalb der in Absatz 2 Nr. 8

bezeichneten Teile des Gebiets.

WA

MI

Feinsteuerung Einzelhandel im MI:
1. In allen mit MI festgesetzten Bereichen innerhalb und außerhalb des zentralen

Versorgungsbereiches in integrierter Lage gilt bezüglich der allgemein zulässigen
Einzelhandelsbetriebe, dass nicht-großflächige Einzelhandelsvorhaben mit
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten zulässig sind.

2. Innerhalb des abgegrenzten zentralen Versorgungsbereiches gilt für das MI1 und das
MI2, dass auch nicht-großflächige zentrenrelevante Einzelhandelsvorhaben zulässig
sind.

3. Außerhalb des zentralen Versorgungsbereiches im MI3 und MI4 sind
nicht-großflächige Einzelhandelsvorhaben mit zentrenrelevanten Kernsortimenten
unzulässig.

MI
Einzelhandel

I. Planungsrechtliche Festsetzungen
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Kerngebiete
(§ 7 BauNVO)

Kerngebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie der
zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur.

Allgemein zulässig sind:
1. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
2. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des

Beherbergungsgewerbes und Vergnügungsstätten,
3. sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe,
4. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,
5. Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhäusern und Großgaragen,
6. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und

Betriebsleiter,
7. sonstige Wohnungen oberhalb des Erdgeschosses.

Nicht zulässig sind:
1. Tankstellen, die nicht unter Absatz 2 Nr. 5 fallen,
2. Wohnungen, die nicht unter Absatz 2 Nr. 6 und 7 fallen.

Verkehrsflächen
(9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Kerngebiete
(§ 7 BauNVO)

Kerngebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie der
zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur.

Allgemein zulässig sind:
1. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
2. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des

Beherbergungsgewerbes und Vergnügungsstätten,
3. sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe,
4. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,
5. Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhäusern und Großgaragen,
6. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und

Betriebsleiter,
7. sonstige Wohnungen oberhalb des Erdgeschosses.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:
1. Wohnungen, die nicht unter Absatz 2 Nr. 6 und 7 fallen.

Nicht zulässig sind:
1. Tankstellen, die nicht unter Absatz 2 Nr. 5 fallen.

MK1-5,7

MK6

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1  BauGB)

Geschossflächenzahl (GFZ) entsprechend der Nutzungsschablone0,8

Grundflächenzahl (GRZ) entsprechend der Nutzungsschablone0,4

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß entsprechend der NutzungsschabloneII

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2  BauGB)

Baugrenze

Überbaubare Grundstücksfläche
Die tatsächlichen überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich durch die gemäß § 23
BauNVO festgelegten Baugrenzen.

Nicht überbaubare Grundstücksfläche
Für die nicht überbaubare Grundstücksfläche beidseits der Martin-Luther-Straße wird
aufgrund der dichten Bebauung und des ohnehin schmalen Straßenraums festgesetzt,
dass Stellplätze zulässig sind, aber Nebenanlagen, Garagen und Carports auf einem
Streifen von 2 m parallel zur Verkehrsfläche ausgeschlossen sind.

Für die übrigen nicht überbaubaren Grundstücksflächen wird aus straßenbaulichen
Gründen festgesetzt, dass

Nebenanlagen gemäß § 14 (1) BauNVO ausnahmsweise zugelassen werden
können.
Garagen, Carports und Nebenanlagen auf einem Streifen von 1,00 m Breite parallel
zur Verkehrsfläche ausgeschlossen sind.
Garagen, Carports, Stellplätze, Geländeaufhöhungen und Nebenanlagen gemäß
§ 14 BauNVO auf einem Streifen von 5 Metern parallel zur Böschungsoberkante
bzw. zur Ufermauer von Gewässern nicht zulässig sind.

offene Bauweise
Für WA und MI2 bis MI4 gelten die Bestimmungen der offenen Bauweise.

o

abweichende Bauweise (MK1 bis MK7)
Es gelten grundsätzlich die Bestimmungen für die geschlossene Bauweise, sodass
grundsätzlich die Bebauung ohne seitliche Grenzabstände zu errichten ist.
Ausnahmsweise dürfen Gebäude jedoch auch mit seitlichem Grenzabstand errichtet
werden.

a1

Zweckbestimmungen:

Öffentliche Parkfläche

Fußweg

Öffentlicher Platz

Fuß- und Radweg

Platz

Verkehrsgrün

Feinsteuerung Einzelhandel im MK:
In den mit MK festgesetzten Bereichen innerhalb des zentralen Versorgungsbereiches wird
geregelt,
1. dass auch großflächige Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten

Kernsortimenten (Nahrungs- und Genussmittel, Drogeriewaren) zulässig sind, soweit
diese zur Versorgung des zugewiesenen Versorgungsbereiches dienen.

2. dass großflächige Vorhaben mit zentrenrelevanten Kernsortimenten unzulässig sind.
3. dass großflächige Einzelhandelsvorhaben mit nicht-zentrenrelevanten

Kernsortimenten unzulässig sind.

MK
Einzelhandel

maximale Traufhöhe entsprechend dem zeichnerischen Teil

Bei Gebäuden mit geneigten Dächern bestimmt sich die maximale Traufhöhe (TH) aus der
Schnittlinie der Außenfläche der Wand mit der Dachhaut. Als unterer Bezugspunkt für die
Bemaßung der maximalen Traufhöhe ist die Höhenlage der fertig ausgebauten
angrenzenden Verkehrs- bzw. Erschließungsfläche in Höhe des gedachten Schnittpunktes
der Traufwand mit der Verkehrsfläche.

TH

maximale Gebäudehöhe entsprechend dem zeichnerischen Teil

Die Gebäudehöhe (GH) wird am höchsten Punkt des Gebäudes ermittelt; z.B.
bei Satteldächern und zweiseitig geneigten Pultdächern entspricht die Gebäudehöhe
der Firsthöhe,
bei einseitig geneigten Pultdächern entspricht die Gebäudehöhe der höheren
Dachkante (Firsthöhe),
bei Flachdächern entspricht die Gebäudehöhe der Höhe Oberkante Attika.

Bezugspunkt für die Bemaßung der Gebäudehöhe ist die Höhenlage der fertig
ausgebauten an das Grundstück angrenzenden Verkehrs- bzw. Erschließungsfläche in
Höhe der Mitte der überbaubaren Grundstücksfläche. Bei Eckgrundstücken ist die höher
gelegene Verkehrs- bzw. Erschließungsfläche maßgebend.

GH

abweichende Bauweise (MI1)
Es gelten grundsätzlich die Bestimmungen der offenen Bauweise hinsichtlich der
erforderlichen Grenzabstände gem. BauO NRW. Abweichend von der offenen Bauweise
wird jedoch festgesetzt, dass die Gebäudelänge 50 m überschreiten darf.

a2



WA3

0,6 1,6
TH ≤ 8,0m

III o

SD ≥ 30°

Art der baulichen Nutzung Zahl der Vollgeschosse, Bauweise

Geschossflächenzahl (GFZ)Grundflächenzahl (GRZ)
Trauf- oder Gebäudehöhe (sofern festgesetzt)
Dachform und -neigung (sofern festgesetzt)

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen; Anlagen, Einrichtungen und
sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken
(§ 9 Abs. 1 Nr.12 und 14 BauGB)

Versorgungsfläche Elektrizität
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12  BauGB)

Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15  BauGB)

Öffentliche Grünfläche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15  BauGB)

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 9. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 10 "Im Grunde", Gemarkung Dreistiefenbach

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung des
Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebiets

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

Nutzungsschablone

Zweckbestimmung Parkanlage

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b)

Erhaltung: Bäume

Projektbezogene Vermeidungsmaßnahmen
(gemäß § 44 (5) BNatSchG)

Um eine Tötung von geschützten Individuen zu verhindern, sollen innerhalb des Geltungsbereiches
vor Abriss- und/oder Fällarbeiten Gebäude und Gehölze auf Höhlen und Spalten untersucht und,
sofern Anzeichen für die Existenz von geschützten Individuen bestehen, entsprechende
Maßnahmen ergriffen werden.

Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung schädlicher
Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24  BauGB)

Vorkehrung zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundesimmissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24  BauGB)

Lärmpegelbereich entsprechend dem zeichnerischen Teil, hier Stufe IIILPB III

Lärmpegelbereiche (LPB)
Im vorliegenden Fall muss davon ausgegangen werden, dass bei freier Schallausbreitung
(ungünstigster Fall) die Grundstücke den Lärmpegelbereichen I - VI zugeordnet werden
müssen (siehe Anlage 4 des Gutachtens).

Anhand dieser Lärmpegelbereiche (LPB) können dann im konkreten Einzelfall (im
nachgeschalteten Baugenehmigungsverfahren) aus den Tabellen 8 – 10 der DIN 4109 die
Anforderungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile abgeleitet werden. Unter
Kenntnis der genauen Raumkonfiguration (Raumart, Raumgröße, verwendete
Baukonstruktion) des jeweiligen Bauvorhabens ergibt sich weitergehend das erforderliche
resultierende Schalldämm-Maß für die einzelnen Teilflächen der Außenbauteile (Wand,
Fenster, Dach usw.).

Die daraus resultierenden Bauschalldämm-Maße einzelner Außenbauteile oder
Geschosse können im Einzelfall unterschritten werden, wenn im bauaufsichtlichen
Genehmigungsverfahren durch eine schalltechnische Untersuchung die Einhaltung
des notwendigen Schallschutzes nachgewiesen wird.

Hinweise zur Lüftung:
Die baulichen Maßnahmen an Außenbauteilen zum Schutz gegen Außenlärm sind nur
dann voll wirksam, wenn die Fenster und Türen bei der Lärmeinwirkung geschlossen
bleiben. Ein ausreichender Luftwechsel kann während der Tageszeit durch die sogenannte
"Stoßbelüftung" oder "indirekte Belüftung" über Nachbarräume sichergestellt werden.
Während der Nachtzeit sind diese Lüftungsarten nicht praktikabel,
so dass bei Beurteilungspegeln über 45 dB(A) während der Nachtzeit für Schlafräume die
Anordnung von schallgedämmten fensterunabhängigen Lüftungselementen empfohlen
wird.

Aus diesem Grund wird darüber hinaus festgesetzt, dass in den Bereichen entlang der
Siegstraße (B62) keine zu Lüftungszwecken notwendigen Fenster von schutzbedürftigen
Räumen in den Außenwänden zur B62 zulässig sind. Die ausreichende Lüftung ist hier
über eine schallgedämmte mechanische Lüftung sicherzustellen und kann nicht über das
Öffnen der Fenster erfolgen.

3
4
5

III
IV
V

61 bis 65
66 bis 70
71 bis 75

40
45
50

35
40
45

30
35
40

Lärm-
pegel-
bereich

"Maßgeblicher
Außenlärm-
pegel"
indB

Raumarten

erf R' des Außenbauteils in dB

Bettenräume
in
Krankenan-
stalten und
Sanatorien

Aufenthaltsräume
in Wohnungen,
Übernachtungs-
räumen in Beher-
bergungsstätten,
Unterrichtsräume
und ähnliches

Büro-
räume
und
ähnliches

W, res

1)

1) An Außenbauteilen von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund
der in den Räumen ausgeübten Tätigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum
Innenraumpegel leistet, werden keine Anforderungen gestellt.

Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen
(DIN 4109, Tabelle 8)

1
2

I
II

bis 55
56 bis 60

35
35

30
30

-
30

6
7

VI
VII

76 bis 80
> 80

2)
2)

50
2)

45
50

2) Die Anforderungen sind hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen.

Spalte/Zeile 1

S(W+F): Gesamtfläche des Außenbauteiles eines Aufenthaltsraumes in m², bezogen auf
Wand + Fenster

SG: Grundfläche eines Aufenthaltsraumes in m²

Korrekturwerte für das erforderliche resultierende Schalldämm-Maß nach
Tabelle 8 in Abhängigkeit vom Verhältnis S(W+F)/SG
(DIN 4109, Tabelle 9)

2 3 4 5 6 7 98 10

2,5 2,0 1,6 1,3 1,0 0,8 0,50,6 0,41 S(W+F)/SG

2 Korrektur + 5 + 4 + 3 + 2 + 1 0 - 2- 1 - 3

1

Diese Tabelle gilt nur für Wohngebäude mit üblicher Raumhöhe von etwa 2,5 m und
Raumtiefe von etwa 4,5 m oder mehr, unter Berücksichtigung der Anforderungen an das
resultierende Schalldämm-Maß erf. R'W,res des Außenbauteiles nach Tabelle 8 und der
Korrektur von - 2 dB nach Tabelle 9, Zeile 2

Erforderliche Schalldämm-Maße erf. R'W,res von Kombinationen von
Außenwänden und Fenstern
(DIN 4109, Tabelle 10)

Spalte

2

Zeile

30

35

30/25

35/39
40/25

10 %

21

30/25

35/30

20 %

3

35/25

35/32
40/30

30 %

4

35/25

40/30

40 %

5

50/25

40/32
50/30

50 %

6

30/30

45/32

60 %

7

3 40 40/32
45/30 40/35 45/35 40/37

60/35 40/3745/35

4 45 45/37
50/35 50/40 50/42

60/40 60/4250/40

5 50 55/40 55/42 55/45 55/45 60/45 -

45/40
50/37

Schalldämm-Maße für Wand/fenster in ...dB/...dB bei
folgenden Fensterflächenanteilen in %

erf. R'W,res
in dB

nach Tabelle 8



II. Nachrichtliche Übernahmen

III. Hinweise

Bodeneingriffe (Bodendenkmäler)
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde,
d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der
natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder
pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von
Bodendenkmälern ist der Stadt Netphen als Untere Denkmalbehörde und/oder der
LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel. 02761/93750, Fax 02761/937520),
unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem
Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW - DSchG NRW), falls diese nicht
vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist
berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschung bis
zu sechs Monaten in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NRW).

Bodeneingriffe (Kampfmittel)
Es liegt keine unmittelbare Kampfmittelgefährdung vor. Wegen erkennbarer Kriegsbeeinflussung
- vereinzelte Bombardierung - kann eine - derzeit nicht erkennbare - Kampfmittelbelastung im
Plangebiet aber nicht gänzlich ausgeschlossen werden.
Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf eine ungewöhnliche Verfärbung hin
oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der
Kampfmittelbeseitigungsdienst durch die Ordnungsbehörde oder die Polizei zu verständigen.

Artenschutz
Durch die bauliche Nutzung selbst sowie auch die Vorbereitung derselben, darf nicht gegen die im
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) formulierten Verbote zum Artenschutz verstoßen werden.
Die entsprechenden artenschutzrechtlichen Bestimmungen sind zu beachten.

Beseitigung von Niederschlagswasser
Das Niederschlagswasser der privaten Grundstücke ist nach den Vorgaben des
Landeswassergesetzes (LWG) sowie der städtischen Abwasserbeseitigungssatzung zu beseitigen.

Verkehrssicherheit
Gemäß § 30 Abs. 2 StrWG NRW (Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen)
dürfen Anpflanzungen, Zäune, Stapel, Haufen und andere mit dem Grundstück nicht fest
verbundene Einrichtungen nicht angelegt werden, wenn sie die Verkehrssicherheit beeinträchtigen.
Soweit sie bereits vorhanden sind, haben Eigentümer und Besitzer ihre Beseitigung zu dulden.

IV. Sonstige Darstellungen und Kartensignaturen
Gebäude, die vorherrschend Wohn- bzw. Aufenthaltszwecken oder der Erfüllung
öffentlicher Aufgaben dienen (Wohngebäude usw.)

Sonstige Gebäude (Wirtschafts- oder Industriegebäude)

Abgrenzung des zentralen Versorgungsbereiches mit der Funktionszuweisung
"Nahversorgungszentrum" gemäß Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzept

Kanal - Schachtdeckelhöhe in Meter über NN
XXX

DenkmalD

Bauordnungsrechtliche Vorschriften
(gemäß § 9 Abs. 6 BauGB in Verbindung mit § 86 BauO NRW)

Dachform
In den im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes mit SD festgesetzten Gebieten sind für
Hauptgebäude nur Satteldächer mit den festgesetzten Dachneigungen zulässig, ausgenommen
sind Garagen und untergeordnete Anbauten bzw. Gebäudeteile.

Dachgestaltung
Bei geneigten Dächern sind nur folgende Dacheindeckungen zulässig:
1. Pfannen, 2. Bitumenschindeln, 3. Kunstschieferschablonen, 4. Naturschieferschablonen
Für diese Materialien sind nur die Farben Grau und Braun zulässig. Als Grauton ist mindestens
basaltgrau nach RAL 7012 oder dunkler, als Braunton mindestens nussbraun nach RAL 8011 oder
dunkler zu wählen.

Anlagen der Außenwerbung (Werbeanlagen) und Warenautomaten
1. Für genehmigungsfreie Werbeanlagen wird eine Genehmigungspflicht eingeführt.
2. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Die Werbeanlagen dürfen nur an

den Gebäudewänden, und zwar nur bis zur Brüstungshöhe des ersten Obergeschosses,
angebracht werden.

3. Ausnahmsweise können bei Geschäftshäusern Werbeanlagen (z. B. Fahnenmaste) auch
außerhalb der Gebäudewände angebracht werden, wenn der Verkehrsfluss und die
Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigt werden.

Einfriedigungen
Grundstückseinfriedigungen entlang der Straßen und Wege dürfen 0,80 m Höhe nicht
überschreiten.


